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Deregulierung im Verkehrswesen

Holger Bonus

1. Prolog: Das verwunschene Dornröschenschloß

Tief im Inneren jeder behördlichen Marktregulierung ruht wie im Dorn-

röschenschloß die Sehnsucht nach lichtvoller Ordnung. Aber jede Ordnung

muß in dem Vorschriftengestrüpp ersticken, welches das Schloß nach allen

Seiten hin dem Auge verbirgt. Kein Licht dringt mehr in das bizarre Gebilde

des durchregulierten Marktes. Alle schöpferischen Kräfte liegen in hundert-

jährigem Schlaf, aus dem nur der freie Wettbewerb sie erlösen könnte; der

aber hat sich hoffnungslos in den Dornen der vielfältigen Tarif- und Buß-

bestimmungen verfangen und ist elend zugrunde gegangen. Kein Politiker wagt

es mehr, der Vernunft eine Schneise zu schlagen: er fände auch den Weg

nicht mehr. Nur hier und da beklagt noch ein blinder Sänger das traurige

Schicksal unseres in Todesstarre hineinregulierten Verkehrswesens ...

2. Wozu Ordnung im Verkehr?

a. Schutz vor ruinöser- Konkurrenz

Aufgabe der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr (BAG) ist es nach

§ 53 des Güterkraftverkehrsgesetzes (GüKG), die Ordnung im Güterfernverkehr

innerhalb seiner verschiedenen Zweige und im Verhältnis zu anderen Verkehrs-

trägern herzustellen und zu gewährleisten. Es komme nicht nur darauf an,

in einer einmaligen befristeten Aktion Ordnung zu schaffen, heißt es dazu

im einschlägigen Gesetzeskommentar . Vielmehr müsse solche Ordnung auch

erhalten werden, was eine ständige Überwachung erforderlich mache.

Warum wird gerade im Verkehrswesen eine "Ordnung" gebraucht? Der Kommen-
2)

tar gibt zur Antwort , die Notwendigkeit dazu ergebe sich aus der Erkenntnis,

^Hein/Eichhoff/Pukall/Krien (1968), hier: N § 53, S. 2 f. (Erg.-Lfg. 4/71).

2)Ebenda, N § 53, S. 3



daß auch in einer freien Marktwirtschaft für den Verkehr nicht die volle

Freiheit gelten könne. Die Unternehmer von Güterfernverkehr dürften sich

nicht durch Unterbietungen wirtschaftlich zugrunde richten, und den übri-

gen Verkehrsträgern - Bundesbahn und Binnenschiffahrt - sei derselbe Schutz

angedeihen zu lassen.

Der unbefangene Leser reibt sich die Augen. Sollte.man dieselben Argu-

mente nicht auch anderswo gebrauchen? Ist es wohl sinnvoll, daß sich Unter-

nehmen etwa der Elektrotechnik oder des Maschinenbaues einfach wirtschaft-

lich zugrunde richten dürfen? Müßte dor.t nicht in gleicher Weise Ordnung

geschaffen und erhalten, werden? Wie wäre es mit der Textilindustrie, mit

den Schuhmachern, den Einzelhändlern, den Zeitschriftenkiosken?

b. Die Antwort. Ludwig Erhards

Die Antwort auf solche Fragen hat Ludwig Erhard 1948 mit der Errichtung

der Sozialen Marktwirtschaft gegeben. Nicht Behörden haben die Wirtschaft

in Ordnung zu halten. Die Verbraucher tun es selbst: Sie alleine haben dar-

über zu entscheiden, welche Produktion wirtschaftlich sinnvoll ist und wel-

che nicht, welche auszudehnen und welche einzuschränken ist. Sie tun das,

indem sie die geforderten Preise entweder bezahlen oder nicht bezahlen, in-

dem sie von einem bestimmten Gut viel oder wenig abnehmen.

Aber werden sich die Unternehmer nicht gegenseitig zugrunde richten?

Marktpreise sind vom Verbraucher akzeptierte Kosten. Wer mit seinen Produk-

tionskosten über das hinausgeht, was sein Erzeugnis dem Verbraucher tatsäch- '

lieh wert ist, dem zeigt der Markt allerdings die gelbe Karte: er macht Ver-

luste und.muß ausscheiden, wenn es ihm nicht gelingt, den Verbraucher durch

ein besseres Angebot zu überzeugen. Auf.diese Weise sorgt der Markt immer

wieder dafür, daß sich die Produktion, den wechselnden Wünschen der Verbrau-

cher elastisch anpaßt. - Wer hingegen so produzieren kann, daß -der Konsument

seine Kosten akzeptiert.,, weil seine Produkte ihren Preis "wert" sind, der

hat vom Markt nichts zu befürchten. Er muß sich eben anstrengen - im Inter-

esse der Verbraucher.

Im Verkehrsbereich würde das bedeuten, daß sich auch die verschiedenen

Zweige des Güterfernverkehrs an den Wünschen der Abnehmer auszurichten hätten,

und daß im Verhältnis der einzelnen Verkehrsträger untereinander die Gewichte

ebenfalls durch die Abnehmer alleine zu setzen wären, nicht jedoch durch eine
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Bundesanstalt für den Güterfernverkehr.

c. Sicherung der räumlichen Infrastruktur

Aber hier kommt eine andere Überlegung zum Zuge, die vielleicht am

deutlichsten vom Bundesverwaltungsgericht formuliert worden ist, welches

mit seiner Rechtsprechung- die bürokratische Regulierung im Verkehrswesen
3)gutheißt. Das Gericht begründet seine Haltung folgendermaßen

Die Sicherstellung geordneter Verhältnisse im öffentlichen Verkehr ge-

höre zu den Rechtsgütern, die für den Bestand der Gemeinschaft notwendig

seien. Das gelte besonders für den Güterverkehr. Dieser bilde die Voraus-

setzung dafür, daß Nahrungsmittel und lebenswichtige Bedarfsgüter ohne Rück-

sicht auf die örtliche Lage der Erzeugungsstätten über das ganze Land der

Bevölkerung zugeführt würden, daß die Industrie mit Rohstoffen versorgt wer-

de und zwischen den verschiedenen Wirtschaftszweigen ein Güteraustausch

stattfinden könne. Der Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen unterliege kei-

ner gesetzlichen Befö.rderungspflicht. Würde man ihm den Güterfernverkehr

alleine überlassen, so würden Güterversorgung und Gütertausch in verkehrs-

ungünstig gelegenen Bezirken infrage gestellt. Deshalb bedürfe der Güter-

fernverkehrs mit Kraftfahrzeugen der Ergänzung durch den Gütertransport

mit der Eisenbahn, die der Beförderungspflicht unterliege. Nun sei aber

der Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen durch seine größere Beweglichkeit

und Schnelligkeit dem Schienenverkehr überlegen. Ein freier Zugang zum ge-

werblichen Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen würde daher zu einem Kon-

kurrenzkampf zwischen Schiene und Straße mit ungleichen Ausgangsbedingungen

führen. Nur eine staatlich gelenkte Abstimmung zwischen den Aufgaben des

Schienenverkehrs und des Güterkraftverkehrs nach den öffentlichen Verkehrs-

bedürfnissen könne deshalb den lebenswichtigen Belangen der Gemeinschaft

auf dem Gebiet der Verkehrswirtschaft Rechnung tragen.

Die behördliche Regulierung im Verkehrsbereich ist also als Instrument

der Infrastrukturpolitik zu verstehen: sie verfolgt den Zweck, auch verkehrs-

ungünstigere Regionen der Bundesrepublik in das Wirtschaftsleben zu integrie-

ren. Ein überzeugendes und billigenswertes Ziel fürwahr. Aber ist die be-

hördliche Regulierung die richtige Strategie, dieses Ziel auch zu erreichen?

3)
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 1. Dezember 1955 (1C81.53, BVerwGE 3, 21 =NJW
1956, 723 - 8R2/56), zitiert nach: BAG (1973), S.112 f.



3. Entstehung und Funktionsweise der Regulierung

Um diese Frage zu beantworten, müssen wir das furchterregende Dornrös-

chenschloß des regulierten Verkehrswesens näher in Augenschein nehmen. Es

besteht aus vielen ineinander verschachtelten "Ordnungen" für den Güterver-

kehr, die Binnenschiffahrt, den Flugverkehr, den Personenverkehr, das Taxi-

wesen und so weiter; aber da sie alle einander abstützen sollen und letzt-

lich demselben Ziel dienen, können wir uns auf den Haupttrakt.des verwun-
4)

schenen Baues beschränken, die Regulierung des Güterfernverkehrs . Der ur-

sprüngliche Grundriß ist durch mancherlei Anbauten und Renovierungen inzwi-

schen kaum noch auszumachen; und um die Architektur des Komplexes besser zu

erfassen, wollen wir zunächst den historischen Kern freilegen und dann den

Baugesetzen späterer Erweiterungen nachspüren.

a. Wirtschaftliche Interessen und Altideologie

Nähert man sich dem Anwesen auf. wenige Schritte, so wird man alsbald

eines eigentümlichen, strengen Duftes gewahr: es ist der Geruch wirtschaft-

licher Sonderinteressen, gepaart mit den Ausdünstungen abgestandenen Gedan-

kengutes aus tausendjährigen Zeiten.

In einer Festschrift zum zwanzigjährigen Bestehen der Bundesanstalt für

den Güterfernverkehr schrieb der Präsident dieser Anstalt - zugleich Mitver-

fasser des bereits zitierten Gesetzeskommentars - im Vorwort :

"Bei Beginn ihrer Arbeit konnte die Bundesanstalt.auf Erfahrungen
insbesondere des Reichs-Kraftwagen-Betriebsverbandes in der Vor-
kriegszeit zurückgreifen (womit das Dritte Reich vornehm umschrie-
ben .ist, d.. V.)..Das war eine gute Hilfe. Dennoch waren viele Schwie-
rigkeiten zu überwinden, um der Verfassungssituation in der Bundes-
republik und den vielfältigen Interessen der Verkehrsträger und der
Wirtschaft gerecht zu werden."

Es ist durchaus der reglementierende Geist von früher, der sich da in

unsere "Ordnung" des Verkehrsbereiches hinübergerettet hat. Dieses Reglement

wuchs bei uns nicht im Zuge der Sozialen Marktwirtschaft, sondern setzt eine

unseren Verhältnissen nur mühsam angepaßte, ältere und unselige Tradition

4)
Eine kompakte Übersicht über die Regulierung im Verkehrswesen gibt Hamm (1980). Vgl.
auch die entsprechenden Abschnitte in Müller/Vogelsang (1979). Eine vorzügliche Stu-
die über die US-amerikanischen Erfahrungen mit der Deregulierung im Luftverkehr ist:
Pustay (1983). Vgl. dazu auch: Sichelschmidt (1981).

5 ̂ Hein/Eichhoff/Pukall/Krien (1968)
6 BAG (1973), S. IX.
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fort. - Eine zweite Probe. Im Geleitwort des Vorsitzenden des Verwaltungs-

rates der Bundesanstalt, damals zugleich Präsident des Bundesverbandes des
7)Deutschen Güterfernverkehrs,zu derselben Festschrift heißt es:

"Die Bundesanstalt für den. Güterfernverkehr wurde vor 20 Jahren
mit starker Zustimmung von verantwortungsbewußten Persönlichkeiten
des Güterfernverkehrsgewerbes und der Kraftwagenspedition durch
das Güterkraftverkehrsgesetz errichtet. Das Gewerbe wollte selbst
einen entscheidenden Beitrag zur Wiederherstellung der Ordnung im
Güterfernverkehr nach den vor dem Krieg bei der Durchführung der
Überwachungsaufgaben des Reichs-Kraftwagen-Betriebsverbandes gewon-
nenen Erkenntnissen leisten. Es war deshalb auch bereit, die Mittel
zur Deckung der Kosten des erforderlichen Apparats selbst aufzu-
bringen und die finanzielle Unabhängigkeit durch Ausgliederung des
Haushalts der Bundesanstalt aus dem Bundeshaushalt sicherzustellen".

In der Wirtschaft empfiehlt es sich immer, allzu hehren Beschwörungen

des Gemeinwohls aus dem Munde von Interessenvertretern einige Skepsis ent-

gegenzubringen. Jene "verantwortungsbewußten führenden Persönlichkeiten",

die sich da zusammenfanden, waren hart, kalkulierende Rechner; und wenn sie

bereit waren, für die Wiederherstellung der überkommenen., behördlich regle-

mentierten Ordnung erhebliche Mittel laufend selbst aufzubringen, so mußte

bei eben dieser Ordnung für ihr Gewerbe schon etwas Erkleckliches heraus-

springen. Aber was?

b. Die emotionale Bindung

Die vielbeschworene Ordnung im Verkehrswesen ist in Wirklichkeit ein "

Preiskartell, welches kleine Gruppen auf Kosten der Allgemeinheit begün-

stigt. Es ruht auf einem veralteten und dubiosen Gedankengut; unter dem

Schirm noch immer populärer Vorurteile hat sich das Kartell eine Nische

gegraben, in der es sich für die Begünstigten ganz gut leben läßt. Nie wäre

ein solches Kartell ohne massiven staatlichen Schutz lebensfähig: der Markt

würde.es in kürzester Zeit- auseinanderreißen.. Jene ständige Überwachung,

welche der Bundesanstalt aufgetragen ist, dient vor allem anderen dazu,, die

Kartellmitglieder beisammenzuhalten, und die reinigenden Kräfte, des Marktes

von diesem Bereich fernzuhalten, so gut es eben geht.

7)BAG (1973), S. VII.
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Wie ist es möglich, mitten in einer Demokratie unter staatlicher Schirm-

herrschaft ein ausgewachsenes Kartell zu errichten? Muß der penetrante Ge-

ruch nach wirtschaftlichen Sonderinteressen nicht jedem in die Nase stechen?

Tatsächlich darf die einseitige Begünstigung einer kleinen Schicht kei-

nesfalls offensichtlich werden; denn sonst wären solche Machtkonfigurationen
8 )

politisch nicht mehr tragbar . Um überleben zu können, muß das Kartell ein-

prägsame Formeln dafür vorweisen, warum es alleine dem Gemeinwohl diene. Der

Mann auf der•Straße muß sich mit dem plakatierten Anliegen des Kartells iden-

tifizieren können, ja er muß bereit sein, notfalls gegen jede "Zerschlagung"

der machtvollen Konfiguration zu kämpfen. Die Sehnsucht nach Ordnung ist ein

unentbehrliches Ingredienz solcher Formeln; aber sie alleine genügt noch

nicht. Ein zweites wird benötigt: das schutzwürdige, offensichtlich gefähr-

dete Interesse- einer .nahen, vertrauten Institution - des öffentlich-recht-,

liehen Fernsehens etwa, der billigen Sozialwohnung, der Eisenbahn wie im

vorliegenden Falle.

Diese Eisenbahn nämlich ist es gewesen, welche im vergangenen Jahrhun-

dert den wirtschaftlichen Aufstieg ermöglichte, ja überhaupt erst moderne,
9)

räumlich erschlossene Volkswirtschaften schuf . An das Schienennetz angebun-

den zu sein, Züge im heimischen Bahnhof halten zu sehen - möglichst sogar

Schnellzüge -, daran hing bis weit in unser Jahrhundert hinein sehr viel;

und noch heute wirkt es niederschlagend auf das kollektive Unbewußte einer

Kommune, wenn sie von diesem Netz durch Streckenstillegung abgeschnitten wird.

Die tragende politische Kraft hinter dem Preiskartell, im Verkehrswesen ist

eine tiefe emotionale Bindung der Bevölkerung an die Eisenbahn. Auch wenn

man persönlich lieber mit dem Auto fährt: die Bahn muß bleiben.

c. Wie das Dornröschenschloß entstanden ist

Damit sind wir bereits an die Stützmauern unseres Dornröschenschlosses

gestoßen; nun wollen wir einen Blick auf seine Entstehungsgeschichte wer-

fen, um an seinen historischen Kern zu gelangen.

8)
Daß es sich um Machtkonfigurationen handelt, daran läßt die positive Theorie der staat-
lichen Regulierung allerdings keinen Zweifel. Vgl. etwa: Stigler (1971), Posner (1974),
Peltzman (1976), Mitnick (1980), Weizsäcker (1982).

9)
Vgl. hierzu etwa: Willeke (1971).
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(1) Von der Gewerbeordnung zur Notverordnung

Der Straßengüterverkehr unterlag ursprünglich keiner anderen Rege-

lung als der Transport mit Pferdefuhrwerken, nämlich der Gewerbeordnung

von 1869. Erst 1919 wurde in einer. "Verordnung betreffend Kraftfahrzeugli-

nien", die 1925 im "Gesetz über die Kraftfahrlinien" fortgeführt wurde,

eine kraftwagenspezifische Regelung gefunden; diese sah im wesentlichen

nur vor, daß nach der Persönlichkeit des Unternehmers und nach der Beschaf-

fenheit des Unternehmens Gewähr für die Sicherheit- und Leistungsfähigkeit

des Betriebes geboten war und das Unternehmen nicht dem öffentlichen Inter-

esse zuwiderlief.

Nun allerdings war der Kraftwagen inzwischen technisch so weit ausge-

reift, daß der Wettbewerb zwischen ihm und der Eisenbahn zur vollen Entfal-

tung kam. Der Kraftwagen begann die Vorteile seiner größeren Dispositions-

fähigkeit auszuspielen. Die bisherige Monopolstellung der Eisenbahn schwand

dahin; und gerade in diesem kritischen Zeitraum setzte die große Depression

der beginnenden dreißiger Jahre ein. Um die Bahn nicht in ihren Strudel ge-

raten zu lassen, gab ihr der Reichspräsident durch eine Notverordnung Flan-

kenschutz. Die "Überlandverkehrsordnung" von 1931 machte jede entgeltliche

Beförderung von Gütern über einen Radius von 50 km hinaus genehmigungspflich-

tig, und der Tarif für den gewerblichen Güterfernverkehr wurde an den Eisen-

bahngütertarif gebunden. Frei blieben der Güternahverkehr (bis zu 50 km)

und der Werkverkehr.

(2) Ein Kartell entsteht

Da waren sie, die beiden Kerne.lemente der heutigen Regulierung im Güter-

fernverkehr: der Tarif und die Genehmigungspflicht. Als Kinder der Not ge-

zeugt und nur zum vorübergehenden Schutz der Bahn in die Welt gesetzt, sind

sie nie wieder fortgegangen. Sie wurden, groß und stark und haben den Ver-

kehrsbereich längst usurpiert.

Indem der Güterfernverkehr an den Eisenbahngütertarif gebunden wurde,

sollte es der Straße unmöglich gemacht werden, die Bahn durch Preisunter-

bietung aus dem Felde zu schlagen.. Aber einheitliche Preise sind ja das

1 0Vgl. Pukall (1971), BAG (1973), S. 1-9.



Traumziel eines jeglichen Kartells! Sie müssen nur hoch genug sein, dann

haben die Kartellmitglieder ausgesorgt. Leider kommt es immer wieder vor,

daß ein schwarzes Schaf den Kartellpreis nicht einhalten will; aber das

schloß der verbindliche Tarif gottseidank aus.

Die größte Schwierigkeit eines Preiskartells liegt immer darin, daß

seine Mitglieder den. hohen Preis zwar schätzen, aber zu diesem Preise zu

viel auf den Markt werfen. Das kann man am Beispiel der OPEC heute gut

verfolgen. Durch das Überangebot bricht der überhöhte Preis früher oder

später zusammen, und alle Kartellmitglieder haben das Nachsehen. Der ge-

werbliche Güterfernverkehr mußte deshalb ein Interesse daran haben, sich

gegen zu hohe Kapazitäten zu wehren; und die Reichsbahn konnte an Überka-

pazitäten bei der Konkurrenz auch nicht interessiert sein.

(3) Der Reichs-Kraftwagen-Verband

Und tatsächlich zeigte es sich, daß die Bestimmungen der Überlandver-

kehrsordnung nicht ausreichten. Nachdem zunächst erwogen worden war, der

Reichsbahn gesetzlich das Monopol für den Güterfernverkehr zu geben, wurde

1935 im "Gesetz über den Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen" eine umfas-

sende Regelung des Güterfernverkehrs eingeführt, um den Wettbewerb zwischen

Bahn und Straße zu "befrieden", wie es damals hieß. Der. Zugang zum Markt

wurde durch eine verschärfte Genehmigungspflicht erschwert: Genehmigungen

durften hinfort nur noch erteilt werden, wenn ein Bedürfnis zur Vermehrung

des Laderaums vorhanden war. Der gewerbliche Güterfernverkehr wurde dem

Tarifzwang unterworfen, und eine rigorose TarifÜberwachung wurde eingeführt.

Sie wurde mit Hilfe des schon erwähnten Reichs-Kraftwagen-Betriebsverbandes

praktiziert, des Vorläufers der jetzigen Bundesanstalt für den Güterfern-

verkehr. Es handelte sich um eine Körperschaft des öffentlichen Rechts,

in der alle Unternehmer des Güterfernverkehrs zwangsweise, zusammengeschlos-

sen wurden. Ein Reichskraftwagentarif wurde im Einvernehmen mit der Reichs-

bahn erstellt und ständig weiterentwickelt, der die Preisparität mit dem

Eisenbahnverkehr sichern sollte. Der Verband berechnete das Beförderungs-

entgelt, zog es ein und zahlte es an die Unternehmer aus; auf diese Weise

war natürlich sichergestellt, daß der Tarif allgemein eingehalten wurde.

Das Güterfernverkehrsgesetz von 1935, "eine reife, runde Sache" (Pukall),

hatte in der Tat ein staatlich befohlenes, straff organisiertes Preiskartell
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geschaffen. Die Tarife konnten nicht, mehr umgangen werden; und was die

angebotene Kapazität anging, so sorgte der zuständige Referent im Reichs-

verkehrsministerium schon dafür, daß nicht allzu viele Genehmigungen er-

teilt wurden

(4) Der Schutz des Verkehrsministers

Damit erscheint ein weiteres, wichtiges Konstruktionselement des Dorn-

röschenschlosses: es wird behütet und. eifersüchtig bewacht durch das Reichs-

bzw. Bundesverkehrsministerium. All jene dornigen Vorschriften, die den Zu-

gang zum Schloß, verstellen, werden dort erdacht, gehegt, und kommentiert.

Gegen einen Politiker, der den heroischen,Kampf gegen dieses Gestrüpp an-

treten wollte, würden nicht nur die Bundesbahn und der gewerbliche Güter-

fernverkehr antreten, sondern wie ein Mann auch diese große Behörde: Es

gibt Besitzstände zu verteidigen.

d. Wie das Dornröschenschloß noch weiter wuchs

Wie konnte diese wohlgefügte Festung das Ende des Krieges überstehen?

Wurde sie nicht geschleift? Keineswegs: die Tradition wurde fortgeführt

und perfektioniert.

(1) Das Güterverkehrs-Änderungsgesetz

Zwar wurde der Reichskraftwagen-Betriebs-Verband von den Alliierten

aufgelöst; jedoch folgt schon 1949 das "Güterv.erkehrs-Anderungsgesetz", wo-

nach die Anzahl aller im Vereinigten Wirtschaftsgebiet überhaupt zu ertei-

lenden Genehmigungen nach Maßgabe des öffentlichen Verkehrsbedürfnisses

festzusetzen war. Gegenüber dem Güterfernverkehrsgesetz von 1935 lag darin

sogar noch eine Verschärfung; denn dort war eine zahlenmäßige Beschränkung

für das Reichsgebiet insgesamt ja noch nicht explizit vorgesehen.

Warum aber überhaupt ein Genehmigungszwang? In der amtlichen Begründung

des Gesetzes wurde ein Verzicht darauf ausdrücklich abgelehnt, da ja die

Gründe, welche schon vor dem Kriege dafür gesprochen hätten, unverändert

fortbestünden. Die frühere Ordnung sei durch den Krieg gelockert worden

11 Vgl. hierzu wiederum: Pukall (1971), S. 27
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und müsse nunmehr im Interesse des Gesamtverkehrs dringend wiederhergestellt

werden; dies aber erfordere die Bindung der Unternehmer an Dauergenehmigun- »

gen sowie die Einhaltung der behördlich festgesetzten Beförderungspreise.

Der Geist der Sozialen Marktwirtschaft war an diesem Bereich ganz und gar

vorübergegangen.

(2) Das Güterkraftverkehrsgesetz

Zur Durchsetzung und Kontrolle der behördlichen Tarife fehlte allerdings

noch der Reichs-Kraftwagen-Betriebsverband:, ein öffentlich-rechtlicher Zwangs-

verband war mit dem Grundgesetz nicht in Einklang zu bringen. Das Güter-

kraftverkehrsgesetz (GüKG) von 1952 setzte die Bundesanstalt für den Güter-

fernverkehr an seine Stelle, deren umfassende Kompetenzen diesem Bereich

seither den Stempel aufgedrückt haben. Der alte Reiehskraftwagentarif vom

30. März 1936 wurde wieder eingesetzt: er gilt mit seinen bis zum 16. Okto-

ber 1952 ergangenen Änderungen und Ergänzungen als auf Grund des § 20a er-

lassen (§ 106 GüKG).

Damit ist die Entstehungsgeschichte des Dornröschenschlosses hinreichend

umrissen. Wir kennen seinen Grundriß, seine Stützmauern, die wichtigsten

Konstruktionselemente. Aber wir wissen noch nicht, ob es seinen Zweck er-

füllt: die Bundesbahn lebensfähig zu erhalten und auf diese Weise die gün-

stige Verkehrsanbindung abgelegener Regionen, zu gewährleisten.

e. Wie das Dornröschenschloß heute aussieht

Sehen wir uns dazu den Komplex an, so wie er heute steht. Die Regulie-

rung beschränkt sich auf den Güterfernverkehr, nicht aber auf den Güternah-

verkehr und auf den Werksverkehr. Das macht es.erforderlich, die beiden

nicht regulierten Bereiche scharf zu kontrollieren; denn sonst wäre alle

Regulierung umsonst, da man sie durch Ausweichen, auf Nahverkehr und Werks-

verkehr umgehen könnte.

(1) Güternahverkehr

Die Definition des Güternahverkehrs ist eine Wissenschaft für sich,

weil es dafür nicht auf die tatsächlich zurückgelegte Entfernung ankommt,
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sondern auf "Bezirke" mit hypothetischen Ortsmittelpunkten, um die je-

weils Kreise mit einem Radius von 50 km Luftlinie gezogen werden (§2 GüKG).

Selbst diese zufällig gegriffene Zahl ist geblieben wie ein Fels in der

Brandung der Zeiten!

(2) Werkfernverkehr

Werkfernverkehr ist jede Beförderung von Gütern für eigene Zwecke (§48

GüKG). Zulässig ist er nur, wenn eine Reihe komplizierter Voraussetzungen

erfüllt sind, die im wesentlichen sicherstellen sollen, daß eine Beförde-

rung nicht doch letztlich "für andere" geschieht und damit gewerblicher

Güterkraftverkehr ist. So muß das Fahrzeug zum Beispiel auf den Namen des

Unternehmers zugelassen sein. Werkverkehr mit angemieteten Fahrzeugen ist

unzulässig; und auch mit einem durch Leasing beschafften Fahrzeug ist er

nicht statthaft - es sei denn, der Leasing-Vertrag sei unkündbar und ent-

halte die unbedingte Verpflichtung des Leasingnehmers, das. Eigentum am Ver-

tragsgegenstand zu erwerben. Im Einzelfall ist auf den wahren Vertragsin-
12)

halt abzustellen . Da gibt es viel zu kontrollieren!

(3) Güterfernverkehr

Das Herzstück des ganzen komplizierten Regelwerk.es aber ist der Güter-

fernverkehr. Darunter fällt Jede Beförderung von Gütern für andere durch

Kfz über die Grenzen der jeweiligen Nahzone hinaus (§3 GüKG). Zum Betrieb

eines Lastkraftwagens braucht man hier eine Genehmigung, wobei die Zahl

der Genehmigungen in der Bundesrepublik Deutschland durch Rechtsverordnung

des Bundesverkehrsministers mit Zustimmung des Bundesrates festgesetzt und

auf die Länder aufgeteilt wird (§ 9 GüKG). Die Zahl der Genehmigungen im

Güter- und Möbelfernverkehr lag 1951 bei knapp 15.000 und wurde seither
13)

auf knapp 31.000 aufgestockt . Wegen, des stark ausgebauten Straßennetzes

wurde die Kapazität in Wirklichkeit weit stärker ausgedehnt: wo für einen

Ferntransport hin und zurück früher zwei Tage benötigt wurden, genügt heute

ein Tag. Solche Lizenzen werden auf dem schwarzen Markt zu Preisen um
14)

90.000 DM pro Stück gehandelt ; gelegentlich werden aber auch Zahlen in

1 91
;Hein/Eichhoff/Pukall/Krien (1968), N § 48, S. 11 (Erg.-Lfg. 3/81).

13^Müller/Vogelsang (1979), S. 236.
14")

Ebenda. Vgl. auch Hamm (1980), S. 586.
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der Größenordnung von 150.000 bis 200.000 DM genannt. Es ist also einiges

wert, Mitglied des Kartells zu sein.

(4) Tarifkommissionen

Die Berechnung des Beförderungsentgelts erfolgt - außer im Werkfern-

verkehr - nach Tarif (§20 GüKG). Die Tarife werden von Tarifkommissionen

festgesetzt und bedürfen der Genehmigung des Bundesverkehrsministers, der

im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft darüber entscheidet.

Die Tarifkommissionen haben die Aufgabe, marktgerechte Beförderungsentgelte

zu bilden; jedenfalls gilt das im Nahverkehr (§ 84a GüKG). In diesem Be-

reich, wo es ja ohnehin liberaler zugeht, sind auch die Gruppen des Ver-

kehrsgewerbes (also die "Anbieter") und die der Verlader (also die "Nach-

frager") gleichberechtigt vertreten. Im straff reglementierten Güterfern-

verkehr sieht das anders aus (§21 GüKG). Dort haben die Verlader, also

die Kunden, nicht viel zu melden. Sie sind in einen beratenden Ausschuß

verwiesen (§ 21a GüKG). In der eigentlichen Tarifkommission ist das Güter-

fernverkehrsgewerbe unter sich. Die Anbieter machen den Tarif alleine: das

Preiskartell ist gut abgesichert.

(5) Die Bundesanstalt für den Güterfernverkehr

So ist alles aufs beste geregelt.im.Dornröschenschloß; aber nun fehlt

noch die Polizei, die darauf achten, muß, daß jeder sich genau an die Regeln

hält. Hier findet die schon erwähnte Bundesanstalt für den Güterfernverkehr

(BAG) ein reiches Betätigungsfeld

Die BAG wirkt beim Genehmigungsverfahren mit. Sie überwacht den Werk-

fernverkehr und führt Straßenkontrollen durch, um ungenehmigten Güterfern-

verkehr aufzudecken, unzulässigen Werkfernverkehr zu verhindern und die

Einhaltung der TarifVorschriften zu kontrollieren. Darüber hinaus nimmt

die BAG Betriebsprüfungen vor. Dabei kann sie "alle Ermittlungen anstellen,

die sie nach pflichtgemäßem Ermessen zur Erfüllung ihres gesetzlichen Auf-

trages für erforderlich hält. Ein begründeter Verdacht ... braucht dazu

nicht gegeben zu sein. Die Bundesanstalt ist vielmehr berechtigt, sich auch

ohne Anlaß bei allen an der Beförderung Beteiligten ein Bild darüber zu

verschaffen, ob die Beförderungen den gesetzlichen Vorschriften entsprechend

abgewickelt werden. Betriebsprüfungen können durchgeführt werden bei allen

15)Vgl. dazu BAG (1973), S. 18-55.
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Unternehmungen, die Beförderungen auf der Straße gewerblich oder im Werk-

verkehr durchführen sowie bei Spediteuren, Vermittlern und Auftraggebern,

Verladern, Empfängern" . Der große Bruder läßt grüßen.

Bei ihren Kontrollen ist die Bundesanstalt höchst penibel. So nimmt

sie bereits Anstoß daran, wenn ein Fuhrunternehmen auf seiner Plane für

eine Kundenfirma wirbt, ohne etwas dafür zu.berechnen: das ist eine Umge-

hung des Tarifs. Um festzustellen, ob das von einem Fuhrunternehmer jahre-

lang zum Kunden beförderte Gut auch wirklich korrekt tarifiert - d. h.

in die richtige Tarifklasse eingeordet - war, macht sich die BAG auch schon

einmal daran, im Nachhinein sorgsam herauszufinden, ob es sich um ein höher-

oder niedrigwertiges Produkt gehandelt habe, was für die Tarifklasse von

Bedeutung ist. Sie recherchiert also, wie das Gut im einzelnen aussah, in

welcher Weise es produziert wurde, welche Vorlieferungen es gab: dazu muß

man sich auch bei Vorlieferanten und Abnehmern genau umsehen.

Dieser ganze aberwitzige Verwaltungs^- und Kontrollaufwand ist nötig,

um den Partnern jedes einzelnen Beförderungsvertrages Konditionen bis ins

Kleinste aufzuzwingen, die von fernen Bürokraten erdacht und ständig ver-

feinert werden. Jegliche Spontaneität im Geschäftsverkehr wird dabei abge-

tötet, und riesige volkswirtschaftliche Kosten erwachsen, uns allen. Das

verfilzte Gestrüpp um das Dornröschenschloß herum macht Innovationen

im Verkehrswesen fast unmöglich.

4. Folge: Der Niedergang der Deutschen Bundesbahn

a. Die Bundesbahn - das Opfer des Kartells

Ein Meisterwerk der schwarzen Baukunst, ist sie also schon, die gegen-

wärtige Regulierung im Verkehrswesen. Aber hat sie ihren Zweck erreicht?

Hat sie wenigstens die Deutsche Bundesbahn zu frischem Leben erwecken

können? Das genaue Gegenteil trifft zu. Die Bahn ist nicht Nutznießer,

sondern Opfer des Kartells im Güterfernverkehr.

Statt eine sinnvolle Spezialisierung der konkurrierenden Verkehrsträ-

ger zu fördern und so der Bahn eine solide ökonomische Basis zu geben,

1 6 • ' v g l . d a z u BAG ( 1 9 7 3 ) , S . 2 5 .
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17)
hat die offizielle Verkehrspolitik gerade das verhindert . Die Bahn muß

sich dem Wettbewerb der Straße auch dort stellen, wo sie unterlegen ist

und sich besser zurückzöge; und wo die Bahn früher einmal kraft ihres

Monopols auch unrentable Leistungen anbieten und durch Gewinne aus anderen

Bereichen finanzieren konnte, da werden jene anderen, rentablen Bereiche

inzwischen natürlich von der Straße bevorzugt bedient. Der.Bahn verblieb
18)

das Monopol für unrentable Leistungen, für. die schlechten Risiken

b. Wie es steht um die Bundesbahn

(1) Fehlende Kostendeckung

Das niederschmetternde Resultat läßt sich, aus den einschlägigen Stati-

stiken ablesen. Mit Ausnahme des IC-Verkehrs hat die Bundesbahn keinen ein-

zigen kostendeckenden Geschäftszweig mehr. Der Kostendeckungsgrad betrug

1981 im Schienenpersonennahverkehr nur noch 27 Prozent, im Expreßgutverkehr

53 Prozent, im Stückgutverkehr 59 Prozent. Im Schienenpersonenverkehr, wo

er noch 1970 bei 123 Prozent gelegen hatte, fiel er inzwischen auf 88 Pro-

zent; und im Wagenladungsverkehr, wo 1970 immerhin noch. 106 Prozent der

Kosten erwirtschaftet werden konnten, gab es 1981 nur noch 83 Prozent zu
19)verdienen . Die Unterdeckung bei der Bundesbahn, 1952. mit 140 Mill. DM

nur knapp 3 Prozent der Aufwendungen, liegt heute mit 13,6 Mrd. DM bei sat-
20)

ten 44 Prozent . Die Bahn vermag mit ihren gesamten Erträgen (1981: 17

Mrd. DM) längst nicht einmal mehr ihren Personalaufwand. (21 Mrd. DM) zu

decken

(2) Schrumpfen des Marktanteils

Das Wachstum des Gesamtverkehrs lief an der Bundesbahn, völlig vorbei.

Die Güterverkehrsleistungen der Bahn stiegen zwischen 1967 und 1981 um

9 Prozent, im gewerblichen Fernverkehr hingegen um 80 Prozent, im Werkfern-
22)

verkehr sogar um 162 Prozent, also auf das 2.V5fache. . .. Bei den Personen-

171
;Willeke (1971), S. 3 f.

18)
Das immer wieder vorgebrachte Argument, eine defizitäre Bundesbahn sei wohlfahrts-
theoretisch gerechtfertigt, da es sich um einen Produktionsbereich mit zunehmenden
Skalenerträgen handle, hält neueren empirischen Untersuchungen nicht stand. Vgl.
dazu Blankart (1980), S. 161 sowie Tabelle 8, S. 166-171.

1 qi
Hauff (1981), Schaubild 5.

20)Ders., Schaubild 2
21)Ders., S. 3
oo )

Deutsche Bundesbahn (1981), S. 15.
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Verkehrsleistungen verzeichnete die Bundesbahn, im gleichen Zeitraum

einen Anstieg um knapp 20 Prozent, während sich das Aufkommen bei den
23)

privaten Kraftomnibussen mehr als verdoppelte . Im Güterverkehr ging

der Anteil der Bundesbahn am Gesamtverkehr folglich von 40 Prozent (1960)

auf 28 Prozent (1979) zurück, im Personenverkehr schrumpfte er von 15 Pro-
24)

zent (1960) auf 6 Prozent (1979) . Nach einer internen Ausarbeitung
25)

des DIHT beläuft sich der durchschnittliche Marktanteil der Bundesbahn

sogar nur noch auf 3 Prozent im Personenverkehr und 11 Prozent im Güterver-

kehr.

Die Bahn ist sterbenskrank. Unter dem vom Staat zu ihrem Schütze aufge-

spannten Kartellschirm hat sich der Konkurrent, die Straße, längst zum alles

beherrschenden Marktführer entwickelt, der die Bahn aus dem Markt gedrängt

und ihr jede Rentabilität genommen hat. Die Belastung des Bundeshaushalts

durch die jährlichen Defizite der Bahn und die rasch anwachsende Verschul-

dung der Bahn haben inzwischen Dimensionen erreicht, die ein Verharren bei
26 )

der bisherigen Politik undenkbar, erscheinen, lassen

c. Die Rolle des öffentlichen Dienstes

Um die volle Wucht des Unglücks zu begreifen, müssen wir noch die wohl

mächtigste Grundmauer des Dornröschenschlosses freilegen: den öffentlichen

Dienst. Gewerkschaften und Beamtenbund stehen mit trutzig verschränkten

Armen Wache, auf daß- niemand Hand lege an die eindrucksvoll emporgetürmten

Quadern des verwunschenen Baues.

Nach dem Bundesbahngesetz (BbG) sind die Dienststellen, der Deutschen

Bundesbahn Bundesbehörden. Die Erfüllung der Aufgaben der Bundesbahn ist

öffentlicher Dienst ( § 6 BbG):; von einem Wirtschaftsunternehmen kann man

deshalb eigentlich nicht sprechen. Die Personalpolitik der Bahn ist in das

öffentliche Dienstrecht eingebunden.

2 3 deutsche Bundesbahn (1981) S. 17
9U 1

;Hauff (1981), Schaubild 1

25)DIHT (1982), S. 13
25^Hauff (1981), S. 2 sowie Schaubild 3. Die DB-FremdVerschuldung, 1980 noch bei 32

Mrd. DM, wird 1985 bereits bei 54 Mrd. DM liegen.
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Infolgedessen liegt der Personalkostenanteil der Bundesbahn weit

über dem des Straßenverkehrs; nach W. Hamm zahlen die öffentlichen Unter-

nehmen Löhne, die um 30 Prozent und mehr über denen privater Unternehmen

liegen; und 1970 war davon auszugehen, daß jeder dritte bei der Bundesbahn
27)

Beschäftigte schlichtweg überflüssig war

Denn hinzu kommt, daß sich die Bahn gegen den Druck der Gewerkschaften

schlecht wehren kann. Das Bundesbahngesetz gebietet der Bundesregierung in

§ 28 (2) praktisch die Alimentierung der Bahn; wie soll die Verwaltungs-

spitze die nötige Härte aufbringen, wenn sich die zusätzlichen Kosten auf

den Bundeshaushalt weiterwälzen lassen? So hat die Bundesbahn heute einge-

standenermaßen erhebliche Personaleinsparungsreserven im "Vorhaltungsbe-

reich" (Werkstätten, Baudienste usw.), der alleine 30 Prozent ihres Gesamt-

Personalbestandes bindet . Das bisherige Tempo des Personalabbaues lasse

sich aber "mit Rücksicht auf die SozialVerträglichkeit" im bisherigen Tempo

nicht mehr fortführen, teilte der damalige Bundesverkehrsminister der SPD-
29)

Fraktion im Bundestag 1981 mit . Wen wundert es, daß" die Gewerkschaften

zu den härtesten Verfechtern der bestehenden Regulierung gehören, die sie
30)

sogar noch erheblich verschärft sehen wollen

5. Der Markt' kann das Problem lösen

a. Betriebspflicht und Beförderungspflicht der Bundesbahn

Was ist zu tun? Um das verwunschene Dornröschenschloß aus dem Zauber

zu lösen, der es gefangenhält, muß man an die vergiftete Quelle im tiefsten

Burgverlies heran, denn von dort geht das eigentliche Übel aus. Die böse Fee

mischte zwei magische Essenzen in das Wasser hinein: die Betriebspflicht

und die Beförderungspflicht der Bundesbahn.

31)

Die Bahn muß das existierende Schienennetz vorhalten und bedienen ,

koste es, was es wolle; und sie muß zum geltenden Tarif alle Beförderungen

vornehmen, die ihr angetragen werden (§3 der Eisenbahnverkehrsordnung, EVO)

27-)Hamm (1980) S. 586 f.

28)Hauff (1981), S. 6

29)Ebenda

Vgl. das 10-Punkte-Programm 1982 der Gewerkschaft der Eisenbahner Deutschlands (GdED),

März 1982
31)

Die Betriebspflicht folgt nicht aus § 3 EVO, sondern aus dem Bundesbahngesetz (§§ 4.4
12 Abs. 1 Nr.10, § 14 Abs.4 Buchst, d, § 44 Buchst, a BbG). Vgl. Finger (1981), § 3,
S. 5.
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Deshalb kann sie nicht wirklich saniert werden.

Aber sind Betriebspflicht und Beförderungspflicht der Bundesbahn

nicht gerade die tragenden Säulen der Konzeption unserer Verkehrspolitik?

Würde man nicht das Ziel dieser Verkehrspolitik abschreiben müssen, auch

entlegene Regionen der Bundesrepublik in das Wirtschaftsleben einzubinden,

wenn diese beiden Säulen fielen?

b. Staatspolitische und unternehmerische Aufgaben

Das Problem ist entstanden, weil die Bundesbahn sich einerseits im Wett-

bewerb mit anderen Verkehrsträgern behaupten soll, andererseits aber ver-

kehrspolitisch wichtige Funktionen zu erfüllen hat, die•eigentlich Aufgabe

des Staates sind. Denn, natürlich ist ein Schienennetz wichtiger Bestand-

teil der Infrastruktur unserer Volkswirtschaft. Es ergänzt das Straßennetz

in wertvoller Weise und dürfte in der Bundesrepublik unverzichtbar sein.

Wer es zu unterhalten hat, der wird sich im freien Wettbewerb mit anderen

Verkehrsträgern auf die Dauer nicht durchsetzen können. Insofern ist die

Grundidee der jetzigen Verkehrspolitik sicherlich zutreffend.

Aber-daraus folgt keineswegs, daß der Wettbewerb unter den Verkehrs-

trägern reglementiert werden:müsse; dies anzunehmen, war der Kardinalfehler

unserer gescheiterten Verkehrspolitik. Durch Quoten, Tarifzwänge, Betriebs-

und Beförderungspflichten läßt sich der Schienenverkehr nicht im politisch

gewünschten Ausmaß aufrechterhalten: soviel ist inzwischen erwiesen.

(1) Das Schienennetz

Erforderlich ist vielmehr die klare Trennung von staatspolitischen

und unternehmerischen Funktionen des Schienenverkehrs, die jetzt in so ver-

hängnisvoller Weise miteinander vermengt werden. Das Schienennetz bereitzu-

stellen und vorzuhalten, ist eine genuin staatliche Aufgabe - und dies kam

ja auch in dem hoheitlichen Charakter der Behörde Bundesbahn bisher zum

Ausdruck. Die optimale Größe des Schienennetzes ist nicht rein betriebs-

wirtschaftlich zu ermitteln; denn soweit die Infrastruktur einer Volkswirt-

schaft ein "öffentliches Gut" ist , kann ihr gesamtwirtschaftlicher

Nutzen privatwirtschaftlich nicht ohne weiteres eingefangen werden. Deshalb

läßt sich das optimale Schienennetz auch nicht einfach aus dem Wettbewerb

32)
Vgl. dazu etwa Bonus (1978), (1979).
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unter den verschiedenen Verkehrsträgern herauskristallisieren. Der Staat

muß das von ihm gewünschte Schienennetz zunächst einmal politisch definie-

ren, um es dann ebenso bereitzustellen und. zu unterhalten wie schon jetzt

das Straßennetz.

(2) Verkehrsleistungen auf dem Netz

Etwas ganz anderes.ist die unternehmerische Aufgabe, auf dem staatlich

vorgehaltenen Netz Verkehrsleistungen zu erbringen. Mit der .Herauslösung

der staatspolitischen Komponente aus diesem.Bereich werden die Betriebs-

und Beförderungspflicht der Bundesbahn und damit auch der Genehmigungs-

und Tarifzwang im Güterfernverkehr überflüssig und sind.zu streichen. Die

Bahn kann als Betriebsgesellschaft des Bundes Verkehrsleistungen anbieten,

ist dazu aber nicht mehr gezwungen. Private Anbieter können für sie ein-

springen: wenn die Bundesbahn den Betrieb, auf einer staatlich vorgehalte-

nen Strecke mangels Rentabilität einstellen möchte, so folgt daraus keines-

wegs, daß die Strecke stillzulegen wäre. Private.Bahnbusunternehmen könn-

ten Betriebsformen finden, mit denen sich der Bahnverkehr auch weiterhin

lohnt; zum Beispiel könnten lokale Fahrgemeinschaften von Pendlern Bahn-

busse mit Lokführer von der Bundesbahn pachten.

(3) Privat oder staatlich?

• Überhaupt wäre natürlich an eine Fülle von Zwischenlösungen zwischen

ganz staatlichem und völlig privatem Bahnverkehr auf dem staatlichen Schie-

nennetz zu denken. Schon heute gibt es Beispiele dafür: im Bereich der

Schienenverkehrstouristik und in manchen Fällen des Güterfernverkehrs wird

das Wagenmaterial oft von privaten Gruppen gestellt, während Lok und Lok-

führer von der Bundesbahn kommen.

Im Prinzip und auf lange Sicht ist es allerdings überhaupt nicht er-

forderlich, daß auf dem staatlich vorgehaltenen Schienennetz auch eine

staatliche Verkehrsgesellschaft Leistungen erbringt. Private Anbieter könn-

ten im Personenverkehr Zugdienste anbieten., die zweimal jährlich in Fahr-

plankonferenzen aufeinander abzustimmen wären; solche Zugdienste müßten

also rechtzeitig angemeldet und für die Geltungsdauer des Fahrplans jeweils

garantiert werden.
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c. Verkehrspolitik durch Knappheitspreise

Aber damit ist noch nicht die Kernfrage beantwortet., wie der Staat

sein Ziel der Einbindung auch abgelegener Regionen in das Wirtschafts-

leben erreichen soll, ohne sich dabei auf ein durchreguliertes Verkehrs-

wesen zu stützen.

(1) Nicht das Falsche regulieren!

Die bisherige, gescheiterte Verkehrspolitik hat das Falsche reguliert:

Tarife und Marktzutritt. Damit hat sie gerade diejenigen Größen jeweils

staatlich fixiert, die im Wettbewerb frei schwanken müssen, damit der

Markt im Verkehrsbereich funktionieren kann: das Beförderungsentgelt hat

sich aus Angebot und Nachfrage zu bilden;, und wieviele Beförderungsunter-

nehmen akzeptiert werden können, das haben die Kunden, selbst mit Hilfe

der Preise zu bestimmen, die sie zu zahlen bereit sind.

Die staatspolitische Aufgabe, der Sicherung einer.lebensfähigen räum-

lichen Infrastruktur darf nicht durch direkte Regulierung des fließenden

Verkehrs verfolgt werden. Dieser Verkehr.muß sich ja durchweg staatlicher

Netze bedienen, wie des Schienen- und des Fernstraßennetzes; und die Ver-

kehrspolitik muß bei den Nutzungsentgelten für diese Netze selbst ansetzen.

Denn da solche Netze teuer sind und gefragte. Leistungen abgeben, wäre es

ökonomisch wenig sinnvoll, solche Leistungen prinzipiell gratis zu liefern.

Die Preisbildung auf diesen Netzen obliegt, alleine dem Staat als dem Be-

treiber der Netze; und hier ist es, wo der Hebel angesetzt werden muß.

(2) Zur Preisbildung in Netzen

Wie dies im einzelnen zu tun ist, darüber gibt es eine umfangreiche

Literatur, angefangen von Hotellings (1938) früher Arbeit zu Eisenbahnta-

rifen selbst, über die Preisbildung bei schwankender Nachfrage in Strom-
33) 34)

netzen , bis hin zum Fernmeldewesen und zur preislichen Behandlung
35)

überfüllter Straßen . Wir wollen hier nicht auf Details eingehen, aber

33)
Boiteux (1949), Houthakker (1951) und viele spätere Arbeiten. Vgl. etwa die in Blan-
kart (1980) auf S. 68 f. angegebene Literatur.

341
Vgl. z.B. Littlechild (1970), Knieps, Müller und Weizsäcker (1981).

35)
So etwa Glaister (1974). Zur wohlfahrtstheoretischen Grundlegung der Preisbildung
öffentlicher Unternehmen vgl. generell Bös (1981).
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doch einige Grundlinien.skizzieren.

(3) Wie ein Verkehrsstau entsteht

3R 1
Ein solches Netz läßt sich als "unreines öffentliches Gut" verstehen :

solange es nicht ausgelastet ist und eine zusätzliche Nutzung die Qualität

der abgegebenen Nutzungen nicht mindert, kann man es in gewissen Grenzen

als "freies Gut" behandeln. Wenn wir von den reinen Betriebs- und Unter-

haltungskosten des Netzes einmal absehen, so verursacht der einzelne Nut-

zer auf nicht ausgelasteten Netzteilen keine volkswirtschaftlichen Kosten.

Er nimmt ja niemandem etwas weg, und in volkswirtschaftlicher Sicht besteht

deshalb kein Anlaß, ihn für die Nutzung zur.Kasse zu bitten. Deshalb ist

es beispielsweise wirtschaftlich vertretbar, einen nächtlichen Telefonan-

ruf fast kostenlos passieren zu lassen. - Anders wird.es hingegen, sobald

Teile des Netzes an die Kapazitätsgrenzen stoßen. Wenn sich beispielsweise

der Straßenverkehr verdichtet, so wird allmählich der Verkehrsfluß beein-

trächtigt; und ab einer bestimmten Belastung bricht er überhaupt zusammen.

Jetzt hat der zusätzliche Nutzer eine erhebliche wirtschaftliche Verant-

wortung zu tragen. Die Kapazität des Straßennetzes ist zum außerordentlich

knappen und wertvollen Gut geworden. Zum Verkehrsstau kommt es überhaupt

erst, weil dieses knappe Gut an jedermann unentgeltlich abgegeben wird:

da der Zugang während der rush hour nichts kostet - außer der verlängerten

Fahrzeit -, drängen sich alle mit ihrem Wagen in das Gewühl, solange es

überhaupt noch vorangeht. Theoretisch müßte man also zur Zeit der rush hour

die Benutzung des städtischen Straßennetzes hohen Benutzungsgebühren unter-

werfen: durch sein Entgelt wäre der hinzukommende Nutzer mit den volks-

wirtschaftlichen Kosten zu konfrontieren, die er dadurch verursacht, daß

er sich gerade jetzt in den fließenden Verkehr einordnet und dadurch allen
37)

übrigen Teilnehmern einen verlangsamten.Verkehrsfluß zumutet

(4) Warum Knappheitspreise schwanken

Preise, die jeden Nachfrager mit den zusätzlichen volkswirtschaftlichen

Kosten belasten, die er verursacht, nennt man Knappheitspreise: sie reflek-

tieren die akute Knappheit des nachgefragten Gutes und zwingen die Nach-

frager, sich bei verschärfter Knappheit zurückzuhalten. Der Knappheitspreis

3 6 V g l . etwa Bonus (1979), S. 93-96.

3 7Vgl. Bonus (1978), S. 66 f.
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für die Nutzung eines unbelasteten Netzes ist Null, wenn wir von den lau-

fenden Unterhaltungskosten und vom nutzungsbedingten Verschleiß absehen;

er steigt mit zunehmender Belastung an und schnellt bei Belastungsspitzen

rapide in die Höhe.

Der Knappheitspreis - der bei funktionierendem Markt dem Marktpreis

entspricht - schwankt also bei Netzen mit begrenzter Kapazität im Zeit-

ablauf; aber darüber hinaus unterliegt er auch räumlichen. Unterschieden.

Während der rush hour in der Stadt mögen Teile des ländlichen Straßen-

netzes wenig belastet sein; in Fremdenverkehrsregionen wird es eng gerade

dann, wenn in den Städten die Belastung, des Netzes zurückgeht.

(5) Straßenverkehr: Pauschalierte Knappheitskosten

Nun ist es im Straßenverkehr praktisch unmöglich, den Verkehrsteil-

nehmern in jedem Augenblick die Knappheitspreise für die Nutzung des

Straßennetzes abzuverlangen. Aber das hindert nicht, bei der Berechnung

von pauschalen Nutzungsgebühren den ungefähren Knappheitskost.en Rechnung

zu tragen.

So wäre es zum Beispiel denkbar, während: der Hauptverkehrszeiten

Fahrten ins Stadtzentrum nur Fahrzeugen zu gestatten, die mit einer ent-

sprechenden - teueren - Sondergenehmigung.dafür ausgestattet sind, was

durch eine an der Windschutzscheibe deutlich sichtbare Plakette zu doku-

mentieren wäre. Um den hohen Preis solcher Plaketten zu umgehen, wäre es

dann lukrativ, das Auto am Stadtrand abzustellen, um.von da an den öffent-

lichen Nahverkehr zu. benutzen.

Vor allem aber wäre die Lizenz zum Betrieb eines Lastkraftwagens in

Ballungsräumen teuer. Jeder könnte sie erwerben, wenn nur er den Preis

dafür aufbringen könnte; und dieser Preis wäre nichts anderes als der an-

genäherte Knappheitspreis für die Nutzung des überlasteten Straßennetzes

inmitten von Ballungsräumen. In abgelegenen Regionen wären solche Lizenzen

weniger teuer; da der Lastverkehr aber auch auf wenig befahrenen Landstra-

ßen eine empfindliche Beeinträchtigung der Verkehrsqualität -und insbeson-

dere der allgemeinen Lebensqualität - bedeutet, wären die pauschalierten

Nutzungsentgelte auch hier deutlich aufwendiger als Nutzungsentgelte auf
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38)
dem Schienennetz

(6) Schienenverkehr: Nutzung zu Knappheitspreisen

Dort wiederum wäre es möglich, den tatsächlichen Knappheitspreisen

näherzukommen, da auf der Schiene jede einzelne Nutzung koordiniert und

abgerechnet werden muß. Dabei würde es sich zeigen, daß ein Zugbetreiber

auf der stark beanspruchten Rheinschiene erhebliche Knappheitspreise zu

zahlen hätte, insbesondere zu Stoßzeiten des Verkehrs. Andererseits hätte

er den unschätzbaren Vorteil, jederzeit mitten in die Stadtzentren hinein-

zukommen, was auf der Straße horrende Knappheitskosten nach sich ziehen
39)

müßte . Die Nutzung des Schienennetzes in Randgebieten hingegen könnte

gratis erfolgen, sofern der Staat den Betrieb des Netzes als seine Auf-

gabe verstünde. Selbst auf dem entlegensten Schienenstrang wären private

Nutzungen auf diese Weise wirtschaftlich interessant.

Der Güterfernverkehr auf der Schiene würde nunmehr börsenmäßig abge-

wickelt: Die Nutzung von Streckenabschnitten zu bestimmten Zeiträumen wür-

de über den Computer ersteigert; und auf diese Weise würden auch die je-

weiligen Knappheitspreise ermittelt. Eiltransporte würden hohe Entgelte

bieten, um auch am Tage rasch durch das Netz zu. gelangen, während weniger

eilbedürftige Wagen auf günstigere Zeitabschnitte, verlegt würden.

d. Die Kosten der räumlichen Infrastruktur

Aber wäre der Betrieb eines solchen Netzes durch den Staat nicht sünd-

haft teuer? Der Betrieb hochfrequentierter Strecken wie der Rheinschiene

wäre ein überaus lukratives Geschäft, während die Randgebiete Zuschüsse

erfordern würden. Insgesamt ist nicht einmal sicher, ob sich das Schienen-

netz als ganzes auf diese Weise wirtschaftlich nicht selbst tragen könnte.

Aber ob seine Kosten auch nur annähernd jene 13,6 Mrd. DM erreichen würden,

Zu den volkswirtschaftlichen Kosten gehören auch die Umweltbelastung sowie die Be-
lästigung durch Lärm und Abgase. Vgl. Bonus (1979), S. 85

39)
Es wäre nicht sinnvoll, jeden LKW mit den teueren Plaketten auszustatten, die den
Zugang ins Stadtzentrum freigeben. Man würde dafür kleinere (und deshalb mit billi-
geren Plaketten auskommende) Einheiten einsetzen und gelangte so ganz zwanglos zu
einem Äquivalent des heutigen Güternahverkehrs.
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die augenblicklich Jahr für Jahr an die Bundesbahn zu.zahlen sind, das

darf mit Fug und Recht bezweifelt werden.. Falls aber der Betrieb des

vollen Netzes für den Staat auch im skizzierten Rahmen finanziell nicht

tragbar sein sollte, so. würde dies allerdings zeigen, daß die regional-

politische Zielsetzung zu ehrgeizig gewesen wäre; dann - aber auch erst

dann - wären Abstriche zu machen, indem die staatliche Schienengesell-

schaft besonders defizitäre Abschnitte stillegte.

6. Epilog: Utopie und Wirklichkeit

Sind die hier umrissenen Lösungswege nicht völlig utopisch? Ja und

nein. Utopisch sind sie, weil sie politisch nicht durchsetzbar scheinen.

Die Gewerkschaften, der öffentliche Dienst, das Güterfernverkehrsgewerbe,

das Bundesverkehrsministerium, die Bundesanstalt für den Güterfernverkehr,

ja die Bundesbahn selbst verteidigen das verwunschene Dornröschenschloß

der gegenwärtigen Regulierung im Verkehrswesen1 mit größter Entschlossen-

heit, und sie werden unterstützt durch eine mächtige Lobby im Parlament

quer durch alle Parteien hindurch. Niemand kann es mit einer so geballten

Macht aufnehmen.

So scheint es wenigstens heute; aber das kann sich rasch ändern. Die

größte Utopie von allen ist ja das Dornröschenschloß selbst. Die Regulie-

rung im Verkehrswesen hat die Bundesbahn so weit ausgezehrt, daß bald nie-

mand mehr in der Lage sein könnte, noch mehr Milliarden in dieses Faß ohne

Boden zu werfen. Die Grenze der Belastbarkeit dieses Systems ist erreicht,

es muß zusammenbrechen. Was dann kommt, kann die Resignation vor dem Ziel

sein, auch abgelegene Regionen der Bundesrepublik-verkehrsmäßig einzubin-

den. Aber das muß nicht so sein. Eine sinnvoll durchgeführte Deregulierung

im Verkehrswesen.würde es erlauben, das Ziel zu erreichen und zugleich ei-

nen freien und vitalen. Verkehrsmarkt zu schaffen.
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